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Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstücke der

Gemarkung: 
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BEBAUUNGSPLAN  Nr. 12/92
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STADT DÖBELN
TEIL B - TEXTTEIL
P L A N U N G S R E C H T L I C H E

TEIL A - PLANTEIL
V E R F A H R E N S V E R M E R K E

kontaminierter Bodenaushub ist von einer Wiederverwendung auszuschließen und als Abfall 
weisen. Bei den Tiefbauarbeiten (eventuell) angetroffener kontaminierter Boden bzw. anfallender 
stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen" vom 07.09.1994/ 05.09.1995 auszu-
Bau- und Füllmaterialen aller Art) nach den Technischen Regeln der LAGA "Anforderungen an die 
sowie der Umfang, die Belastung und der Verbleib von bautechnisch bedingtem Aushub (Boden, 
DIN 18300). Bei Bauvorhaben ist eine Massenbilanz zu erstellen, ein Massenausgleich anzustreben, 
geologischem Ausgangssubstrat (C-Horizont/e) zwischenzulagern (Beachten der DIN 18915 und 
Bodenaushub ist möglichst getrennt nach Oberboden (A-Horizont), Unterboden (B-Horizont/e) und 

4.

Hinweise

Bezüglich Mutterbodenschutz ist den §§ 1 Abs. 5 und 202 BauGB zu entsprechen.

3. 

2. 

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt.

Für das SO-Gebiet wird die gestrichelte Baugrenze für den unter der Verkaufsfläche unterbauten 

baubaren Grundstücksfläche Gebäude mit Seitenlängen von mehr als 50,00 m zulässig sind.

Der Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen (OK) wird mit 170,00 m ü. HN festgesetzt. Eine Überschrei-

3.

Werden im Verlauf der Bauarbeiten Kampfmittel gefunden, sind die Arbeiten an dieser Stelle sofort 
einzustellen. Die Kampfmittel sind in ihrer Lage nicht zu verändern, der Fundort muß gesichert 
werden und das zuständige Ordnungsamt ist umgehend zu informieren.

F E S T S E T Z U N G E N 

Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I, S. 2114), zuletzt 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung-BauNVO) in der  
Fassung vom 23. Janunar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes

Sächsisches Gesetz über Naturschutz  und Landschaftspflege (SächsNatSchG) in der Fassung 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Mai 2005 (BGBl. I, S. 1224).

zur Erleichterung von Investition und der Anweisung und Bereitstellung von Wohnbauland vom 

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung vom 28. Mai 2004 (SächsGVBI. Nr. 8/2004).

der Bekanntmachung vom 11. Oktober 1994 (SächsGVBI. S.1601, berichtigt 1995 S. 106), zuletzt

tung der festgesetzten Höhe baulicher Anlagen (OK) ist ausnahmsweise für bauliche u. technische 
Anlagenteile (z.B. Abgas-/Abluftanlagen, Aufzugsüberfahrten und -aufbauten sowie Rankgerüste) zulässig.

Mit der gem. § 22 BauNVO festgesetzten abweichenden Bauweise wird bestimmt, dass innerhalb der über-

"Ehemaliger Industriestandort Döbeln-Mitte"

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeich-
enverordnung 1990-PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBI I, S. 58), BGBI III 213-1-6.

Ü B E R S I C H T S P L A N

1. 

unverzüglich dem Landesamt für Archäologie mit Landesmuseum für Vorgeschichte des Freistaates 
oder -bohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Knochen u.ä. ist gemäß § 20 SächsDSchG 
Das Auffinden von Bodendenkmalen, wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle 

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)1.

Zweckbestimmung:
Verbrauchermarkt gem. § 11 Abs. 3 BauNVO

Art der Nutzung:
Die Gesamtverkaufsfläche beträgt max. 3.900 m². Zulässig ist ein Verbrauchermarkt mit einer
Verkaufsfläche von max. 3.500 m², Handels- und Dienstleistungseinrichtungen im Vorkassenbereich 

Von der insgesamt zulässigen Verkaufsfläche darf maximal ein Anteil von 15 % mit Artikeln des 
Nutzungseinschränkung:

Sonstiges Sondergebiet  "Großflächiger Einzelhandel" SO  (§ 11 BauNVO)

Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)

2.

1.

2.

3.

4.

5.

P L A N Z E I C H N U N G M 1:1000
6. Für Pflanzmaßnahmen wird die Verwendung der in der Begründung genannten Arten empfohlen.

Artenliste 1 - Bäume als Hochstamm
Artenliste 2 - Strauchgehölze
Artenliste 3 - Strauchgehölze für Heckenstruktur

Flächen für Stellplätze und Garagen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 22 BauGB)
Innerhalb der Baugrenzen auf der Ebene bis max. -3,00 m ist nur die Anordnung von Stellplatzanlagen zulässig.

4.

Sachsen anzuzeigen. Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens fünf Werktage in 
unverändertem Zustand zu erhalten. Die Funde sind ablieferungspflichtig.

"Ehemaliger Industriestandort Döbeln-Mitte"

Planung + Beratung

FREISTAAT  SACHSEN
Bebauungsplan Nr. 12/92

M 1:1000

Neufassung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. September 2001 (BGBI. I S. 2350), zuletzt geändert durch Artilkel 3 des 
Gesetzes zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und zur Umsetzung der Richtlinie 

6.

Flächen besonderer Zweckbestimmung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Es werden Flächen besonderer Zweckbestimmung "Fußgänger" festgesetzt.

5.

Abstandsflächen gem. § 9 Abs. 4 BauGB und § 89 Abs. 1 Nr. 5 SächsBO
Es wird festgesetzt, dass die Tiefe der Abstandsflächen für die bauliche Anlagen auf 0,25H, mindestens 
jedoch auf 3 m reduziert wird.

SO              zu              Flurstück 384/2

Bauweise, Baugrenzen ( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze Ebene -3.00m

(GRZ) 
Grundflächenzahl

Art der baulichen

P L A N Z E I C H E N E R K L Ä R U N G:

Bauweise

abweichende Bauweisea

Grundflächenzahl (GRZ)z. B. 0,8

Oberkante baulicher Anlagen 

über Bezugspunkt

OK Gebäude 13,00 m

Gebäude (OK)

Füllschema Nutzungsschablone:

Art der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

(§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)

(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO)

(§ 22 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

(§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Nutzung Ebene (OK)

 öffentlicher Fußweg

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
( § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Baum, zu erhalten

Darstellung ohne Normencharakter

Umgrenzung der für bauliche Nutzungen 
vorgesehenen Flächen, deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind.

Diese Teilflächen sind unter der Nummer AKZ  75207022 
als Altlastverdachtsflächen regestriert.

Flurstücksgrenze mit 
Flurstücksnummer

Baum, zu pflanzen (keine maßgenaue Standortfestlegung)

Teilfläche 1: Triwäsche
Teilfläche 2: Bad/ Ölspänelager
Teilfläche 8: Dreherei/ Öllager

Baugrenze
(§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, 

Umgrenzung von Flächen
für den Hochwasserschutz H

den Hochwasserschutz und die Regelung des 
Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

SO
Großflächiger Einzelhandel
Sonstiges Sondergebiet

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Be-
pflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern

Maß der baulichen Nutzung ( § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Nachrichtliche Übernahme (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Elektrizität

Zweckbestimmung

Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Versorgungsfläche

Luftgeschoss

Artenliste 4 - Bodendecker

5.

ordnungsgemäß zu beseitigen.

B A U O R D N U N G S R E C H T L I C H E
F E S T S E T Z U N G E N 

Grundwassermessstelle/ Brunnen

Auf der Grundlage des § 9 Abs. 4 BauGB und des § 89 SächsBO gelten folgende bauordnungsrechtliche 
Festsetzungen 

Stellplatzbereich festgesetzt.

Werbeanlagen
Werbeanlagen sind im Einzelfall auch ausnahmsweise außerhalb der Baugrenze zulässig.

Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) vom 18. Oktober 2004 in de Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. November 2004 (SächsGVB. Nr. 13/2004 S. 482), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

8.

geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Einführung eines Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung im Freistaat Sachsen und zur Änderung anderer Gesetze in der Fassung der Bekannt-

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 (BGBI.
I S. 3245), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 6. Januar 2004 (BGBI. I S. 2, 15).

9.

3.

Aufgestellt auf Grund des Aufstellungsbeschlusses der Stadverordnetenversammlung vom 

4.

Staatliches Vermessungsamt

überein. Die Plangrundlage für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes hat den Stand vom
Die Darstellung der Grenzen und die Bezeichnung der Flurstücke stimmen mit dem Liegenschaftskataster

2.

1.

SiegelRochlitz, den

14.12.1992.
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte im Amtsblatt der Stadt Döbeln, 

eines Erörterungstermins am 
Die frühzeitige Beteiligung der von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange erfolgte im Rahmen

15.07.1997.

Die frühzeitige Bürgerinformation erfolgte im Rahmen einer Bürgerversammlung am                       und der
Gutachtenvorstellungen am                      und am

................

2. Jahrgang, 12.  Ausgabe -21.01.1993.

15.07.1997
09.04.2001

5. Der Stadrat der Stadt Döbeln hat in der Sitzung am                      die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
eingegangenen Anregungen abgewogen und den entsprechend geänderten Plan zur Auslegung bestimmt.

11.09.1997

6. Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden erfolgte mit Anschreiben vom
25.09.1997.

7. Der Bebauungsplanentwurf und die Begründung lagen vom                      bis zum                        während der 
Dienstzeiten zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Die Bekanntmachung der Offenlegung erfolgte im 

20.10.1997 21.11.1997

im Amtsblatt der Stadt Döbeln, 6. Jahrgang, Heft 7-09.10.1997.

8. Der Stadtrat der Stadt Döbeln hat die im Rahmen der Beteiligung und Offenlegung vorgebrachten 
Anregungen in der Sitzung am                        abgewogen. Die Information über das Abwägungsergebnis
erfolgte mit Anschreiben vom

18.12.1997
29.12.1997.

Der Verfahrensverlauf Schritt 2 bis 8 wird hiermit bestätigt

BürgermeisterSiegelDöbeln, den

9. Den Änderungsbeschluss zum Aufstellungsbeschluss fasste der Stadtrat der Stadt Döbeln in der Sitzung am
                       Die Bekanntmachung des Beschlusses erfolgte im Amtsblatt der Stadt Döbeln, 12. Jahrgang, 
Heft 4-28.05.2003.
30.04.2003.

SiegelDöbeln, den

Bürgermeister Schriftführer

10. Der Stadtrat der Stadt Döbeln beschloss am                    die Aufhebung des Änderungsbeschlusses vom 
                     und die Änderung des Aufstellungsbeschlusses vom                       Die Bekanntmachung
dieses Beschlusses erfolgte im Amtsblatt der Stad Döbeln, ...Jahrgang, Heft...-.........  
30.04.2003

SiegelDöbeln, den

Bürgermeister Schriftführer

.............

02.11.2004.

14.12.1992.

11. Die frühzeitige Information der betroffenen Träger öffentlicher Belange erfolgte mit Anschreiben vom
                     und im Rahmen eines Scopingtermins am                       .................

SiegelDöbeln, den

Beigeordneter

28.06.2005.

12. Den Beschluss zum Entwurf des Bebauungsplanes und zur Offenlegung fasste der Stadtrat am
.................

SiegelDöbeln, den

Bürgermeister Schriftführer

13. Der Planentwurf einschließlich Begründung und Umweltbericht lagen in der Zeit vom 
.................

SiegelDöbeln, den

Beigeordneter

                     bis zum                      zu jedermanns Einsicht während den Dienstzeiten .................
öffentlich aus. Die Bekanntmachung der Offenlegung erfolgte im Amtsblatt der Stadt 
Döbeln, ...Jahrgang, Heft...-............

14. Die Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden wurden mit Anschreiben vom
.................

SiegelDöbeln, den

Beigeordneter

                     beteiligt.

15. Der Stadtrat der Stadt Döbeln prüfte am                         die im Rahmen der Offenlegung und 

SiegelDöbeln, den

Beigeordneter

Beteiligung vorgebrachten Anregungen und Bedenken. Der Bebauungsplan ist gemäß den 
.................

sich aus der Abwägung ergebenen Änderungen und Ergänzungen zu überarbeiten und das 

16. Der überarbeitete Entwurf wurde mit Anschreiben vom                        den betroffenen Trägeren 

SiegelDöbeln, den

Bürgermeister Beigeordneter

17. Der geänderte Planentwurf einschließlich Begründung und Umweltbericht lagen in der Zeit vom 

SiegelDöbeln, den

Beigeordneter

.................bis zum                       zu jedermanns Einsicht während den Dienstzeiten öffentlich aus.

18. Der Stadtrat der Stadt Döbeln prüfte in seiner Sitzung am                      die im Rahmen der 
Beteiligung und Offenlegung gemäß § 13 BauGB vorgebrachten Anregungen und Bedenken. 
Die Information zum Abwägungsergebnis erfolgte mit Anschreiben vom

.................

SiegelDöbeln, den

Beigeordneter

22. April 1993 (BGBI I, S. 466).

machung vom 29. Oktober 2003 (SächsGVBI. Nr. 13/2003).

2001/42/EG (SUPG) vom 25. Juni 2005 (BGBI. I S. 1757).

Gesetzes zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und zur Umsetzng  der Richtlinie
2001/42/EG (SUPG) vom 25. Juni 2005 (BGBI. I S. 11746).

Raumordnungsgesetz (ROG) in der Fassung vom 18. August 1997 (BGBI. I S. 2081, 2102), zuletzt
geändert durch Artikel 2a des Gestzes zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und zur 

10.

Umsetzung der Richtlinie 2001/42/EG (SUPG) vom 25. Juni 2005 (BGBI. I S. 11746).

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung des Artikel 1 des Gesetzes zur Neuregelung
des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege und zur Anpassung anderer Rechtsvor-
schriften vom 25. März 2002 (BGBI. I S. 1193), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur 

7.

Anpassung des Baugesetzbuches an EU-Richtlinien vom 24. Juni 2004 (BGBI. I S. 1359).

Neufassung der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 18. März 2003 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2003 (SächsGVBI. Nr. 4/2003 S. 55).

11.

Gesetz zur Einführung einer Strategischen Umweltprüfung und zur Umsetzung der Richtlinie 
2001/42/EG (SUPG) vom 25. Juni 2005 (BGBI. I S. 11746).

12.

Gebäudehöhe in m als Höchstmaß

mit einer Verkaufsfläche von max. 250 m² sowie die funktionell notwendigen Flächen Mall und Windfang.

Eine Überschreitung der Baugrenze für untergeordnete Gebäudeteile ist zulässig.

Das Plangebiet liegt im archäologischen Relevanzgebiet.

Straßenbegrenzungslinie

Die festgesetzte GRZ darf mit Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu 0,1 überschritten werden. 

sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO, ausgenommen Einrichtungen und Anlagen für die Tierhaltung. 
Gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Zufahrten zulässig, 

zugunsten der Allgemeinheit
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Mit Gehrechten zu belastende Flächen

(§ 19 Abs. 4 S. 3 Bau NVO)

Verfahren gemäß § 13 BauGB durchzuführen. Die Information zum Abwägungsergebnis 
erfolgte mit Anschreiben vom .................

.................
öffentlicher Belange übergeben.

.................
Die Bekanntmachung der Offenlegung erfolgte im Amtsblatt der Stadt Döbeln,     Jahrgang, Heft    -... ...
.................

.................

19. Den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 12/92 fasste der Stadtrat der Stadt Döbeln am
.................

SiegelDöbeln, den

Schriftführer

20. Die Satzung wurde der Rechtsaufsichtsbehörde, dem Landratsamt Döbeln, gemäß § 4 (3) 
.................

SiegelDöbeln, den

Beigeordneter

SächsGemO mit Anschreiben vom                    angezeigt.

21. Der Satzungsbeschluss und die Satzung sowie die Stelle bei der die Satzung, die Begründung, 

SiegelDöbeln, den

Bürgermeister

der Umweltbericht und die zusammenfassende Erklärung auf Dauer während den Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind im 
Amtsblatt der Stadt Döbeln,     Jahrgang, Heft    -                      gemäß § 10 BauGB ortsüblich ... ... ..................
bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen 
(§ 215 BauGB) und weiter auf Fälligkeiten und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist mithin am                        in Kraft getreten...................

Non-Food-Bedarfs belegt werden. Hiervon nicht erfasst wird das Sortiment Drogerie/ Kosmetik.

Umgrenzung von Flächen
ÜberschwemmungsgebietÜ

zu Gunsten der Unterhaltung und der Erhaltung der Sicherheit 
Mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

GEh
(§ 11 BauNVO)

Einfahrtsbereich

keine Ein- und Ausfahrt

der Hochwasserschutzanlage, für die Allgemeinheit gilt 

Sollten Berührungspunkte entstehen, sind Standsicherheit und Funktionssicherheit zu erhalten.
arbeiten sind Vorsichtsmaßnahmen zu treffen, erhöhte Bauaufwendeungen könnten auftreten. 

Wie im Planteil A gekennzeichnet verläuft im Bereich des Flurstückes 25 mit geringer Überdeck-
ung der überbaute Mühlgraben. Er ist in einer gemauerten Wölbschleuse gefasst. Bei Bau-

beeinträchtigt werden, ist gemäß § 7 Abs. 2 SächsVermG vor Beginn der Arbeit die zuständige 
und Grenzmarken und die Punkte des geodätischen Grundlagennetzes durch Baumaßnahmen 
Sollten die nach § 7 Abs. 1 SächsVermG zu schützenden und zu erhaltenden Vermessungs- 

Vorhandene Vermessungs- und Grenzmarken nach §7 Abs. 1 SächsVermG7.

Vermessungsstelle zu informieren.

Die Warenanlieferung erfolgt im Zeitraum von 6.00 Uhr - 22.00 Uhr.

Nächtlicher Anlieferungsverkehr wird vom Betreiber des Verbrauchermarktes zum Schutz 8.
der umliegenden Wohnbebauung unterbunden.

unterirdisches Bauwerk (Mühlgraben)

G R Ü N O R D N E R I S C H E
F E S T S E T Z U N G E N

zu Gunsten der Unterhaltung, Erhaltung der 
Mit Geh- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

Sicherheit der Hochwasserschutzanlage

der Unterhaltung, Erhaltung der Sicherheit der 
Mit Gehrechten zu belastende Flächen zu Gunsten

Hochwasserschutzanlage sowie der Allgemeinheit

GFL

GL

G

schwemmungsgebiete festgesetzt. In dieser Flächenausweisung liegt jedoch nur eine schmaler 

Nach § 100 Abs. 3 Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) in der Fassung der Bekanntmachung 9.
vom 18. Oktober 2004 hat das Landratsamt Döbeln entlang der Freiberger Mulde Über-

Streifen entlang des linken Ufers der Flutmulde und das rechtsseitig der Flutmulde gelegene 
Flurstück Nr. 25 des beplanten Gebietes. 

Verkehrsflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

öffentliche Straßenverkehrsfläche 

M1 Bezeichnung von Teilflächen/ Maßnahmeflächen 

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Sonstige Planzeichen

bereiches des Bebauungsplans
Grenze des räumlichen Geltungs-

Bezugspunkt für die
Höhe baulicher Anlagen

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  (§ 9Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Die Fläche GFL zwischen Straße des Friedens und Fußgängerbrücke entlang der Hochwasser-

6.

schutzanlage wird zu Gunsten der Unterhaltung, Erhaltung der Sicherheit der Hochwasserschutzanlage 
mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten sowie zu Gunsten der Allgemeinheit mit einem Gehrecht belastet. 

Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich (§ 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 

M1 Erhalt von Vegetationsbeständen und Anpflanzungen

25 und Abs. 1a BauGB) 

Die Gehölzbestände innerhalb der Maßnahmefläche M 1 sind dauerhaft zu erhalten, durch Laubgehölz-
pflanzungen zu ergänzen und zu gestalten.
Innerhalb dieser Anpflanzung sind Strauchgehölze der Artenliste 2 (1 Pflanze / m² ) zu pflanzen. 

TerrasssenpflanzungM2
Die Terrassenbepflanzung ist mit Strauchgehölzen (1 Pflanze / m²) gemäß Artenliste 2 gärtnerisch anzulegen.

Pflanzung für Stellflächenumgrenzung M3
Auf der Maßnahmefläche M 3 sind 23 Bäume als Hochstamm oder Solitär mit einem 
Stammumfang von 20-25 cm mit Drahtballierung im Abstand von 7 m in Reihe
gemäß Artenliste 1 sowie einer Strauchgehölzpflanzung gemäß Artenliste 2 zu pflanzen.
Entlang der Abgrenzung zu den Stellplatzflächen sind in einem 2,00 m breiten Pflanzstreifen Klettergehölze
gemäß Artenliste 2 sowie Heckenpflanzen gemäß Artenliste 3 in einem Pflanzabstand von 1 m anzulegen.

Straßenbegleitende Baumpflanzung an der Schillerstraße M4
Auf der Maßnahmefläche M 4 entlang der Schillerstraße sind mindestens 7 kleinkronige Bäum als Hochstamm
mit einem Stammumfang von 18 - 20 cm, der Artenliste 1 zu pflanzen.
In den Zwischenräumen sind Strauch- und Klettergehölze der Artenliste 2 (1 Pflanze / m²) bzw. 5 Bodendecker/m² 
gemäß Artenliste 4 anzulegen. Die Klettergehölze sind entlang des Gebäudes zu pflanzen.

Baumpflanzungen östlich des GebäudesM5
3 Bäume gemäß Artenliste 6 als Hochstamm sind in viermal verpflanzter Qualität mit einem
Stammumfang von 20 - 25 cm mit Drahtballierung zu pflanzen.
Bei den festgesetzten Einzelbaumpflanzungen in befestigten Flächen sind wasser- und luftdurchlässige 
Bereiche mit einer Mindestgröße von 10 m² oder Baumstreifen mit einer Mindestbreite von 2,50 m vorzusehen. 
Baumscheibenabdeckungen, Baumbelüftungsplatten u. ä. sind dabei auch zulässig.

Die gekennzeichneten Einzelbäume an der Grundstücksgrenze zur Straße des Friedens sind zu erhalten.

Jede Ausgleichspflanzung ist mit Ersatzverpflichtung dauerhaft zu unterhalten.

StellplatzflächeM6
Im Bereich der Stellplatzflächen sind 6 kleinkronige Bäume als Hochstamm in dreimal verpflanzter Qualität
mit einem Stammumfang von 14 -16 cm mit Drahtballierung gemäß der Artenliste 5 in Kübel zu pflanzen.
Es sind Kübel mit einer Mindestgröße von 2 m x 2 m x 1 m zulässig.

Das festgesetzte Recht umfasst eine Breite von 3 m, gemessen von der mit den Koordinaten 
K 1 und K 2 bestimmten Hochwasserschutzanlage.

K1:       x = 4578681,9084
y = 5665585,4751

K2:       x = 4578634,1388
y = 5665569,9046

Die Fläche GL ab Fußgängerbrücke in westliche Richtung entlang der Hochwasserschutzanlage 
wird zu Gunsten der Unterhaltung, Erhaltung der Sicherheit der Hochwasserschutzanlage 
mit Geh- und Leitungsrechten belastet.
Das festgesetzte Recht umfasst eine Breite von 1 m, gemessen von der mit den Koordinaten 
K 3 und K 4 bestimmten Hochwasserschutzanlage.

K3:       x = 4578634,1388
y = 5665569,9046

K4:       x = 4578558,1042
y = 5665515,2010

Die Fläche G (Flurstück 25) entlang der Hochwasserschutzanlage wird zu Gunsten der Unterhaltung, 
Erhaltung der Sicherheit der Hochwasserschutzanlage sowie zu Gunsten der Allgemeinheit mit 
Gehrechten belastet.
Das festgesetzte Recht umfasst eine Breite von 1 m, gemessen von der mit den Koordinaten 
K 5 und K 6 bestimmten Hochwasserschutzanlage.

K5:       x = 4578596,3359
y = 5665582,7818

K6:       x = 4578645,0338
y = 5665610,7568

Die Anpflanzungen sind im Zuge der Baumaßnahmen des Straßen- und Wegebaus zu realisieren.

Koordinatenpunkte Hochwasserschutzanlage

Artenliste 5 - Kübelpflanzen
Artenliste 6 - Baum als Hochstamm

Oberkante baulicher Anlagen in m 

unter Bezugspunkt

OK Stellplatzebene max. -3,00 m

(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO)

Ebenenoberkante in m als Höchstmaß

G

nur ein Gehrecht

(§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Grünfläche

2. Entwurf

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Von der wasserseitigen Kante der Hochwasserschutzmauer sind mind. 2 m Abstand 
bis zur Außenseite Wannenwand zu sichern.


